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Erbprinz Alois 
feiert Geburtstag 

S. D. Erbprinz Alois von Liechten­
stein kann heute seinen Geburtstag 
feiern. Wir wünschen ihm dazu alles 
Gute und  fü r  die Zukunft  Gottes Se­
gen. 

S. D. Erbprinz Alois von Liech­
tenstein kann heute Samstag seinen 
Geburts tag feiern. Wir gratulieren 
ihm im N a m e n  unserer  Zei tung und 
im Namen  unserer  Leserschaft 
herzlich zu diesem Fest u n d  wün­
schen ihm für  die nähere  und weite­
re  Zukunf t  alles G u t e  und Wohler­
gehen.  

Als Erbprinz nimmt d e r  älteste 
Sohn d e s  Fürstenpaares  regen A n ­
teil am politischen Geschehen in 
unserem Land. Wie Fürst Hans-
A d a m  II. mehrfach in d e r  Öffent­
lichkeit betonte,  wird d e r  künftige 
Fürst bei allen wichtigen Entschei­
dungen in den Entscheidungspro-
zess einbezogen. Damit  soll die in 
d e r  Monarchie wichtige Kontinuität  
gewahrt  werden.  

Unvergesslich für Liechtenstein 
bleibt die Hochzeit vom vergange­
nen Jahr, als Erbprinz Alois von 
Liechtenstein seine Braut ,  Herzogin 
Sophie in Bayern, in de r  Vaduzer 
Pfarrkirche zum Traualtar  führte. 
Auch unserer  Erbprinzessin über ­
mitteln wir a u f  diesem Wege unsere  
besten Wünsche, wenn  sie an d e r  
Seite des  Erbprinzen den  Gebur ts ­
tag mitfeiert .  

Schweiz: Rückgang 
der Arbeitslosenquote 

Bern ( A P )  Z u m  vierten Mal in 
Folge ist die Zahl d e r  Arbeitlosen 
gesunken. E n d e  Mai zählte das  
B I G A  in de r  Schweiz 173.017 Ar­
beitslose, 4.483 weniger als im Vor­
monat. Damit  sank die Arbeitslosen­
quote von 4,9 auf  4,8 Prozent. D ie  
Einschätzung de r  Lage blieb trotz 
dem erneuten Rückgang kontrovers. 
Gemäss den  a m  Freitag publizierten 
Erhebungen des Bundesamtes für  
Industrie, Gewerbe und  Arbeit  
(B IGA)  ging die Zahl  d e r  Arbeitslo­
sen in fast allen Kantonen zurück. 
Die höchsten Arbeitslosenquoten 
registrierten auch im Mai die West­
schweiz sowie das Tessin mit Quo ten  
zwischen 5,9 (Freiburg und Tessin) 
und 7,6 Prozent (Waadt). D e n  stärk­
sten Rückgang verzeichneten die 
Kantone Tessin und Uri  mit j e  0,4, 
Prozentpunkten. In d e r  Deutsch­
schweiz war erneut  Basel-Stadt mit 
einer Quo te  von 5,9 Prozent a m  
stärksten betroffen, dahinter  folgt 
Zürich mit  4,6 Prozent. Die niedrig­
sten Quoten  weisen die Kantdne Ur i  
und Appenzell Innerrhoden mit 1,5 
beziehungsweise 1,3 Prozent auf. Im 
Berichtsmonat erhöhte sich auch die 
Zahl de r  gemeldeten offenen Stellen 
u m  63 au f  5566. 

«Letzte Lücke in unserem Sozialversicherungssystem geschlossen» 
Vor 25 Jahren, am 12. Juni 1969, wurde das Gesetz über die Arbeitslosenversicherung vom Landtag einhellig verabschiedet 

(G. M.) - «Die Arbeitslosenversiche­
rung ist noch die letzte Lücke in unse­
rem Sozialversicherungssystem», erläu­
terte die Regierung in ihrem Bericht 
und Antrag an den Landtag 1969 und 
forderte das Parlament zur Zustim­
mung auf: «Diese zu schliessen drängt 
sich bei der heutigen Beschäftigungs­
struktur der aktiven Bevölkerung wie  
in anderen Industriestaaten auf.» Der  
Landtag folgte damals der Aufforde­
rung der Regierung und verabschiedete 
das Gesetz über die Arbeitslosenversi­
cherung, das am 1. Januar 1970 in Kraft 
trat. 

Die  Arbeitslosenversicherung ist im 
Fürstentum Liechtenstein in jüngster  
Vergangenheit s tärker  in den Mittel­
punkt  des öffentlichen Interesses 
gerückt,  weil aufgrund konjunkturel ler  
und struktureller Probleme in d e r  Wirt­
schaft die Arbeitslosenzahlen s tark  an­
gestiegen sind. A n  1045 Personen wur­
den im vergangenen Jahr  insgesamt 6,6 
Mio. Fr. an  Arbeitslosenentschädigun­
gen ausgerichtet, wovon 84 % d e r  Ent­
schädigungen a n  Ganzarbeitslose gin­
gen, 14 % an  wirtschaftlich bedingte 
Teilarbeitslosigkeit und 2 % wegen wit­
terungsbedingter Teilarbeitslosigkeit. 
In d e r  Wirtschaft wird trotz Anzeichen 
einer  wirtschaftlichen Erholung mit ei­
ne r  längerfristig hohen Sockelarbeitslo­
sigkeit gerechnet .  

Anstoss des Arbeitnehmerverbandes 

D e r  Liechtensteinische Arbei tneh­
merverband ( L A N V )  hat te  sich ver­
schiedentlich in diesem Jahrhunder t  für  
eine Arbeitslosenversicherung einge­
setzt, nachdem ähnliche Einrichtungen 

in anderen europäischen Staaten schon 
zu Beginn dieses Jahrhunderts  geschaf­
fen worden waren. Auch Fürst  Franz 
Josef II. sprach sich mehrfach in d e r  Öf­
fentlichkeit für  die soziale Absicherung 
d e r  Arbei tnehmer  aus, un te r  anderem 
in seiner Thronrede  von 1967, als e r  
ausführte: «Eine  weitere Aufgabe wird 
sich auf d e m  Sektor  de r  Sozialgesetzge­
bung stellen. Wohl ist in d e n  abgelaufe­
nen Jahren a u f  diesem Gebie te  viel u n d  
erfolgreich gearbeitet  worden,  doch  
bleibt noch die Frage nach e iner  Versi­
cherung gegen die Arbeitslosigkeit of­
fen. Mag auch bei  dem heutigen S tande  
d e r  Vollbeschäftigung im Lande  u n d  
bei d e r  grossen Zahl  d e r  Gastarbei ter  
dieses Problem nicht a k u t  sein, so  glau­
be  ich doch,  dass  m a n  gerade in einer  
Ze i t  de r  Konjunktur  Vorsorge treffen 
sollte für  Ze i ten  e iner  Depression in 
d e r  Wirtschaft.» 

Gegen Bedrohung der Existenz 

Die Regierung, die aufgrund dieser 
Vorstösse e ine  Vorlage dem Landtag 
unterbreitete, wies auf  die Existenzbe­
drohung durch Arbeitslosigkeit hin und 
bezeichnete den Mangel an Arbeitsge­
legenheit als «schwere wirtschaftliche, 
soziale und sittliche Gefahr» für den ar­
beitslosen Menschen. D e r  Landtag 
nahm die Vorlage zustimmend in Bear­
beitung, wie aus d e r  Eintretensdebatte 
hervorgeht. FBP-Fraktionssprecher D r .  
Peter  Marxer  begrüsste das Gesetzes­
werk,  weil dami t  «die letzte Lücke un­
serer  Sozialpolitik geschlossen» werde  
und deute te  bereits auch die künftige 
Richtung d e r  Sozialjbolitik an: «Durch 
die Schaffung diesem letzten Eckpfeilers 

Vor 25 Jahren, am 12. Juni 1969, verab­
schiedete der Landtag das Gesetz über 
die Arbeitslosenversicherung. Die letzte 
Lücke in der Sozialgesetzgebung wurde 
damit geschlossen. 

unserer  Sozialpolitik werden  wir uns in 
Zukunf t  ganz auf  eine qualitative Aus­
gestaltung unserer  Sozialpolitik kon­
zentr ieren können.» U n d  d e r  V U - A b -
geordnete  Johann Beck, damals  Präsi­
den t  des Liechtensteinischen Arbei t ­
nehmerverbandes,  zeigte sich erfreut,  
dass Liechtenstein in d e r  Sozialpolitik 
e inen Rückstand gegenüber  anderen 
europäischen Staaten aufhole, weil es  
wohl das einzige industrialisierte Land  
in E u r o p a  sei, das noch keine  Arbeits­
losenversicherung kenne.  

Arbeitsbeschaffung statt Versicherung 

Die Zei t  für  die Schaffung einer  Ar­
beitslosenversicherung war im Fürsten­
tum Liechtenstein offenbar erst reif, 
nachdem sich die Wirtschaftstruktur 
vom Agrarland zum Industriestaat ge­
wandelt hatte und die Alters- und Hin-
terlassenenversicherung sowie die Inva­
lidenversicherung und  die Familienaus­
gleichskasse eingeführt worden war. 
Nach verschiedenen Vorstössen in den 
zwanziger Jahren, die keine Ergebnisse 
zeitigten, arbeitete de r  Arbeitnehmer­
verband eine entsprechende Gesetzes­
vorlage nach der  Weltwirtschaftskrise 
aus, die vom Landtag einstimmig verab­
schiedet wurde. Die Bevölkerung war  j e ­
doch anderer  Auffassung: In einer Volks­
abstimmung am 22. November  1931 wur­
de  das Gesetz mit 653 Ja gegen 1152 
Nein wuchtig verworfen. Weil eine sozia­
le Absicherung der  Arbeitnehmerschaft 
durch das  Fehlen einer Arbeitslosenver­
sicherung nicht vorhanden war, musste 
de r  Staat mit Notstandsprojekten aus­
helfen. Eine dieser Arbeitsbeschaffungs-
massnahmen bildete in den Jahren nach 
de r  Weltwirtschaftskrise, die auch das 
Fürstentum Liechtenstein einschneidend 
getroffen hatte, der  Bau des Binnenka­
nals von Balzers bis zur Einmündung in 
den Rhein  bei Ruggell. Als  die Regie­
rung d e m  Landtag 1969 die Vorlage über  
die Arbeitslosenversicherung unterbrei­
tete, war  sie sich im klaren darüber,  dass 
auf  diese Weise nach den Strukturände­
rungen in  de r  Wirtschaft nicht meh r  ge­
holfen werden könnte: «Im Falle einer 
Krise wäre es praktisch nicht m e h r  mög­
lich, diese Arbeitslosen für  Notstandsar­
beiten im Baugewerbe einzusetzen.» 

Frauen-Plakate erregen sicher Aufmerksamkeit 
Besuch der österreichischen Bundesministerin für Frauenangelegenheiten, Dr. Johanna Dohnal 
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Pressekonferenz des Frauenprojekts Liechtenstein mit der österreichischen Bundesministerin f ü r  Frauenangelegenheiten. Von 
links Christi Hilti, Dr. Johanna Dohnal, Dr. Andrea Willi und Dr. Cornelia Gassner. (Bild: Beat Schürte) 

(G. M.) - Die Gleichberechtigung von 
Mfann und Frau sowie die Durchsetzung 
dieses Postulats ist nicht eine FVauenfrage, 
sondern eine gesellschaftspolitische An­
gelegenheit. Diese Auffassung vertrat Dr. 
Johanna Dohnal, die österreichische Bun­
desministerin für Frauenangelegenheiten, 
an einer Pressekonferenz in Vaduz. Die  
Ministerin war zum Auftakt verschiede­
ner Veranstaltungen aus Anlass des 
10jährigen Bestehens des Erauenstimm-
rechts im Fürstentum Liechtenstein in un­
ser Land gekommen. 

Für  Bundesministerin Dr. Johanna 
Dohnal war ein umfangreiches Besuchs­
programm vorbereitet worden. Nach ei­
n e m  Besuch bei Regierungsrätin Dr .  
Andrea  Willi und Regierungschef Dr .  
Mario Frick nahm sie an einem Round 
Table im Gasthof  «Löwen» in Vaduz teil. 
Nach einer Pressekonferenz und  einem 
Besuch der  Galerie «Atelier 11» in Trie-
sen mit de r  Ausstellung «Vier Frauen -
vier Länder» referierte sie im Rahmen  
d e r  Präsentation des neuen Buches «In­

ventur - zur Situation d e r  Frauen in 
Liechtenstein» über Gleichstellungspoli­
tik in Österreich. 

A n  de r  Pressekonferenz erklärte Bun­
desministerin Dohnal, dass sie die Plakate 
des Frauenprojekts gesehen habe, die 
zweifellos Aufmerksamkeit erregen wür­
den. Ähnliche Projekte hätten zu frühe­
ren  Zeiten auch heftige Diskussionen aus­
gelöst, erklärte die Bundesministerin, 
doch seien solche Debat ten notwendig, 
u m  diese Angelegenheiten in das Be-
wusstsein der  Leute zu rücken. Christi 
Hilti, Vorsitzende des  Frauenprojektes, 
meinte dazu weiter, dass alle Aktionen,  
die irgendwie anregend oder  provozie­
rend wirkten, letztlich die Sache mit de r  
Gleichberechtigung vorangebracht hät­
ten. Angesprochen au f  die bereits laut ge­
wordene Kritik an den Plakaten^ erklärte 
sie, dass man wohl nie etwas machen kön­
ne, das allen gefalle. 

Regierungsrätin Dr. Andrea  Willi be­
richtete vom Round Table, d e r  Ge ­
sprächsrunde mit rund  20 Frauen in politi­

schen Ämtern  und Frauenprojekten. Dis­
kutiert worden sei die Einführung einer 
Frauenquote, die anschliessend von Dr.  
Johanna Dohnal  als richtig und  notwendig 
bezeichnet wurde, wie die Erfahrung in 
Österreich zeige. I m  Gegensatz zu Christi 
Hilti meinte sie, dass Liechtenstein nicht 
Österreich im Bereich de r  Gleichberech­
tigung nachhinke, sondern aufrechten 
Ganges diesen Weg nachgehe. Die beiden 
Regierungsrätinnen Dr. Andrea  Willi und 
Dr. Cornelia Gassner sehen in den von ih­
nen geleiteten Ressorts keinen Hand­
lungsbedarf, u m  ungleiche Gesetze bis 
1996 anzupassen, wie de r  Landtag festge­
legt habe. Beide wollen sich dafür einset­
zen in der  Regierung, dass die in den an­
deren Ressorts noch bestehenden Fragen 
möglichst rasch gelöst werden. Regie­
rungsrätin Dr. Cornelia Gassner meinte 
überdies, dass es nicht nur  darum gehe, 
Gesetze zu schaffen und Gesetze anzu­
passen, sondern eine Politik zu machen, 
damit sich die Gleichberechtigung auch in 
den «Köpfen der  Leute» durchsetze. 

Frauenfragen als 
Wahlkampfthema 

Bern  ( A P )  Die  Parteien sollen bei d e n  
Wahlen vom Herbs t  1995 Frauenfragen 
zu  e inem prominenten Wahlkampfthe­
m a  machen.  Dies fordert  die.Eidgenössi-
sche Kommission für Frauenfragen in ei­
n e r  a m  Freitag veröffentlichten Bro­
schüre. 

Frauen  sind in d e r  eidgenössischen Po­
litik noch immer  sehr  schlecht ver treten,  
im Nat ionalra t  stellen sie bloss 18 Pro­
zent  d e r  Abgeordneten ,  im Ständerat  
sind es  sogar  n u r  8,7 Prozent. D a s  Ziel 
für  die  Gesamterneuerungswahlen vom 
k o m m e n d e n  Herbs t  sei das Erreichen 
d e r  Geschlechterparität ,  schreibt die Lu­
zerner  CVP-Nationalrätin Judith 
Stamm, Präsidentin d e r  Kommission für  
Frauenfragen,  im Vorwort d e r  Broschü­
re, die  sich nicht n u r  an  die Par te ien son­
de rn  auch an die Medien und  a n  d ie  
Frauenorganisationen wendet .  D ie  
gleichberechtigte Teilhabe d e r  Frauen in 
Politik u n d  Öffentlichkeit sei nicht  n u r  
eine Grundfrage  d e r  Gerechtigkeit ,  son­
de rn  auch  d e r  demokrat ischen Staats­
form. 

Empört über Nein zu 
Frauenpriestertum 

Luzern  ( A P )  D e r  Schweizerische Ka­
tholische Frauenbund (SKF) ist nach ei­
genen  A n g a b e n  e m p ö r t  u n d  enttäuscht 
vom «endgültigen» Nein von Papst  Jo­
hannes  Paul  II. zum Frauenpriester tum. 
Als Dachverband  von 25.000 engagier­
t en  Frauen  könne  d e r  SKF diesen Ent­
scheid nicht h innehmen,  schreibt d e r  
Frauenbund in e inem a m  Freitag veröf­
fentlichten Brief an die Schweizerische 
Bischofskonferenz. Die  Bischofkonfe­
renz ha t t e  a m  vergangenen Mon tag  d ie  
Katholikinnen in d e r  Schweiz aufgeru­
fen, d e n  päpstlichen Entscheid zu akzep-
trieren.  L a u t  S K F  sind die päpstlichen 
Argumente  gegen die Zulassung de r  
Frauen zum Priestertum theologisch we­
de r  unangreifbar  noch unwidersprochen.  


